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Cristina attackiert USA
Präsidentin redet von Verschwörungstheorien
Cristina bei ihrer Rede.
Buenos Aires (mc/dpa) – Mit der Behauptung von Verschwörungstheorien hat Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auf die jüngste Zuspitzung des Schuldenstreits in New York reagiert. Bei ihrer Rede am Mittwoch in der Casa Rosada sagte die Staatschefin, es gebe Kräfte im Inneren des Landes wie im Ausland, die versuchten, ihre Regierung zu stürzen. Bestimmte Sektoren der Wirtschaft wie lokale Banker, Geschäftsleute und Exporteure trachteten danach, das Land zu destabilisieren, indem sie auf eine erneute Abwertung des Pesos hinarbeiteten. Sie könnten dabei auf „Hilfe aus dem Ausland“ zählen.
Besonders die USA hatte Cristina bei ihren Ausführungen im Visier. Dabei kreidete die Präsidentin der US-Regierung nicht nur an, sich im Schuldenstreit auf die Seite des Richters Thomas Griesa und der „Geierfonds“ gestellt zu haben. Sie deutete auch an, dass Washington an einem Attentat gegen sie interessiert sein könnte: „Wenn mir etwas passiert, schaut nicht in den Orient, sondern nach Norden“, so die Staatschefin in Anspielung auf Drohungen von Islamisten gegen ihre Person, die sie bei ihrem Besuch in Rom erwähnt hatte.
Ausfallend und beleidigend wurde sie mit Blick auf den New Yorker Richter Griesa, den sie als „senil“ bezeichnete. Indem sie Griesa als „städtischen Richter“ bezeichnete, bestritt sie zudem dessen Legitimität, über Angelegenheiten zu urteilen, die Staaten betreffen. Griesa hatte am Montag erklärt, dass Argentinien sich wegen Urteilsmissachtung strafbar mache. Argentinien versucht gegenwärtig, das von Griesa verfügte Zahlungsverbot zu umgehen, indem es die Staatspapiere unter heimisches Recht stellt, und sie so dem Zugriff von US-Richtern und Hedgefonds entzieht.
Die Erklärungen Griesas bezeichnete Cristina als „Unsinn“. Für die US-Justiz hatte sie stattdessen nur Spott übrig: „Wenn ich wieder in New York bin, dann sollen sie mich eben festnehmen.“
Zudem erklärte die Präsidentin unter den Standing Ovations der anwesenden Minister, Gouverneure und Anhänger, dass Argentinien 161 Millionen Dollar für Zinszahlungen seiner Auslandsschulden auf Treuhandkonten der staatlichen Banco Nación überwiesen habe. Das Geld stehe den Gläubigern zur Verfügung, die bisher über die Bank of New York Mellon (BoNY) ihre Zinsen argentinischer Staatsbonds bezogen haben.
Die gegenwärtigen Schwierigkeiten des Landes seien jedenfalls nicht Folge ihrer Wirtschaftspolitik, so Cristina: „Die Wirtschaft ist nicht das Problem. Aber wir werden in harter Weise angegriffen von Außen, aber auch durch Spekulanten, die Druck machen, um einen Dollarkurs zu erreichen, der für einige Wenige vorteilhaft ist.“ Die Präsidentin sprach von „Konspiration“ mit dem Ziel, die Souveränität des Landes zu schädigen. Die erwähnten Kräfte trachteten danach, Kirchner zu stürzen, da jene wüssten, dass die Präsidentin eine „unüberwindliche Barriere“ sei, die einer erneuten Verschuldungspolitik des Staates entgegenstehe.
Cristina ärgerte sich zudem über die Reisewarnungen der US-Botschaft. Diese rät ihren Bürgern bei Aufenthalten in Argentinien zur erhöhten Vorsicht angesichts der Kriminalität im Land. Die Präsidentin bezeichnete die Erklärung als „Provokation“. Gleichzeitig kündigte sie aber an, keine US-Diplomaten des Landes verweisen zu wollen.
Die Äußerungen dürften sich vor allem auf Kevin Sullivan, den Geschäftsträger der US-Vertretung, bezogen haben, der sich bereits einige Tage zuvor wegen seiner Erklärungen zum Schuldenstreit den Zorn der Kirchner-Regierung zugezogen hatte. „Wir wissen ja schon, mit wem wir es zu tun haben.“ Das sei allemal besser, als wenn stattdessen neue US-Vertreter kämen, die man eben nicht kennt.
Nach der offiziellen Rede im Innenbereich der Casa Rosada ließ sich Cristina an drei verschiedenen Innenhöfen des Präsidentenpalastes von ihren Anhängern feiern. Die Präsidentin stand oben auf einem Balkon, ihre Unterstützer einige Meter darunter auf dem Boden. Insgesamt redete die Staatschefin zwei Stunden. Eine Normalisierung des Verhältnisses zu den USA scheint in weite Ferne gerückt.
Argentinien
Bemühen, die Wogen zu glätten
Parlamentarier unterstreichen deutsch-argentinische Gemeinsamkeiten
Jorge Landau.
Buenos Aires (AT/mc) – Zwischen Deutschland und Argentinien gab es in Vorwoche ungewöhnliche Misstöne. Der argentinische Kabinettschef Jorge Capitanich warf der deutschen Regierung eine „feindliche Haltung“ gegenüber seinem Land vor. Wenig später blies Argentiniens Außenminister Héctor Timerman ins gleiche Horn. Vorausgegangen waren Äußerungen des deutschen Finanzministers Wolfgang Schäuble. Der CDU-Politiker hatte Argentinien in finanzpolitischer Hinsicht als „Muster an Unsolidität“ bezeichnet. Dies wiederum wurde von den Hedgefonds, die sich mit Argentinien im Streit befinden, in ganzseitigen Anzeigen in hiesigen Zeitungen veröffentlicht.
In der Folge war die deutsche Regierung bemüht, den Ton zu mäßigen. Schäuble selbst erklärte, sein Ministerium ergreife in dem Streit Argentiniens mit den Holdouts für keine der beiden Seiten Partei. Darum bemüht, die Wogen zu glätten, waren auch Parlamentarier, die sich besonders um den Austausch zwischen beiden Ländern bemühen. Entsprechende Erklärungen gaben der argentinische Kongresspolitiker Jorge Landau und der deutsche Bundestagsabgeordnete Klaus Barthel gegenüber dem Argentinischen Tageblatt ab.
Landau, der im Abgeordnetenhaus die Freundschaftsgruppe mit Deutschland leitet, wertete die erwähnten Geschehnisse lediglich als „eine Episode, in der langen und intensiven Geschichte“ zwischen beiden Ländern. Der Politiker aus Escobar, der auch Justiziar der Regierungspartei PJ ist, hob zudem hervor, dass Deutschland 2002 das erste europäische Land war, das nach dem argentinischen Staatsbankrott auf Argentinien zugegangen sei. Auch jetzt habe Deutschland großen Anteil daran gehabt, die Verhandlungen mit dem Pariser Club wieder aufzunehmen und zu einem erfolgreichen Abschluss zu führen.
Die scharfe Reaktion der argentinischen Regierung erklärte Landau damit, dass die Äußerungen Schäubles angesichts der schwierigen Situation Argentiniens „sehr inopportun“ gewesen seien und den argentinischen Interessen zuwider liefen. Als die „aggressiven“ Erklärungen des deutschen Finanzministers auch noch Gegenstand einer Anzeigenkampagne wurden, habe sich die argentinische Regierung nicht mehr ruhig verhalten können: „Die Antwort ist als Verteidigung unserer Interessen als Nation zu verstehen – genauso wie die deutschen Minister die Interessen Deutschlands verteidigen“, so Landau.
Gleichwohl unterstrich der peronistische Politiker mit deutschen Wurzeln, dass es mehr Verbindendes als Trennendes zwischen beiden Ländern gebe. Zudem geht Landau davon aus, dass die deutschen Parlamentarier nicht alle so denken wie ihr Finanzminister.
Klaus Barthel.
Zumindest auf Klaus Barthel (SPD), den Leiter des Gesprächskreises „Lateinamerika und Karibik“ im Bundestag, trifft dies zu. In deutlicher Form distanzierte sich der Sozialdemokrat von Schäuble: „Ich selbst - und ich gehe davon aus, auch ein großer Teil meiner Parlamentskollegen und –Kolleginnen – habe für die zitierten Äußerungen des Bundesfinanzministers kein Verständnis und distanziere mich davon“, so Barthel gegenüber dem Tageblatt.
Er selber habe sich bereits vor vielen Wochen in einem Rundfunkinterview gegenteilig geäußert und gefordert, dass man sich gemeinsam mit Argentinien für krisenlösende Initiativen einsetzen sollte - auch im wohlverstandenen eigenen Interesse.
Barthel will den Weg der Zusammenarbeit fortsetzen: „Ich freue mich über die engen Kontakte zu unseren argentinischen Parlamentskolleginnen und -Kollegen und deren Initiativen, diese zu intensivieren. Wir hoffen, dass wir auf diesem Wege, beispielsweise bei unserem Besuch in Buenos Aires Ende November, eventuelle Irritationen auf argentinischer Seite ausräumen können.“
Auf die deutschlandkritischen Erklärungen Capitanichs und Timermans ging Barthel nicht näher ein.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Mehr Kontrollen bei Flügen
Flugreisende ins Ausland müssen sich künftig mehr Kontrollen gefallen lassen. Vor wenigen Tagen gab die Regierung bekannt, dass die Fluggesellschaften pro Passagier 32 Daten an vier verschiedene staatliche Stellen weitergeben müssen. Die beteiligten Behörden sind die Grenzkontrollstellen (Migraciones), das Steueramt (AFIP), die Flughafenpolizei sowie die Verwaltung des zivilen Flugwesens. Unter den Daten, die erfasst werden, befinden sich persönliche Informationen über die Reisenden (einschließlich Telefonnummer), der komplette Reiseplan, Sitznummer, Zahlungsweise und Gepäckmenge. Während die Regierung versichert, die Maßnahmen dienten ausschließlich der Sicherheit, sehen Kritiker darin eine neue Strategie, um den Auslandstourismus und damit den Abzug wertvoller Devisen zu reduzieren. Flugrechtsexperte Fernando Dozo sagte gegenüber der Zeitung „Clarín“, dass sich die Datenerfassung im international üblichen Rahmen bewege. Was jedoch vom Standard anderer Länder abweiche, ist, dass im argentinischen Fall auch die Steuerbehörde direkten Zugang zu den Daten der Flugreisende erhalte. Die Kongressabgeordneten Patricia Bullrich und Laura Alonso sehen in der Maßnahme eine Verletzung des verfassungsmäßig verbürgten Rechtes auf freien Verkehr.
Massa verspricht Cepo-Ende
Mit dem Versprechen, die Devisenkaufbeschränkungen („cepo“) aufzuheben, hat Oppositionspolitiker Sergio Massa einen Akzent mit Blick auf den bevorstehenden Wahlkampf gesetzt. Sollte der Vorsitzende der Erneuerungsfront (FR) im kommenden Jahr das Präsidentenamt erlangen, werde er die von der Kirchner-Regierung eingeführten Restriktionen abschaffen. „Das kann man 2016 ohne irgendein Risiko machen“, versicherte Massa im TV-Sender „América“. Der einstige Kabinettschef der Kirchners erläuterte, die Hauptursache der finanziellen Schwierigkeiten des Landes bestehe darin, dass es keine ausreichenden Deviseneinkünfte gebe. Um dies zu ändern, müsse man zum freien Devisenmarkt zurückkehren, argumentierte er. Der Regierung warf der FR-Chef vor, für das Ausbleiben von Investitionen verantwortlich zu sein. Dies habe den Niedergang der argentinischen Wirtschaft verursacht. Bei einer Inflationsrate von 40 Prozent hätten immer mehr Menschen Probleme, über die Runden zu kommen.
Tunesier verdächtigt
Ein tunesischer Geschäftsmann steht in Verdacht, hinter den islamistischen Drohungen gegen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner sowie Bundespolizeichef Román Di Santo und Journalisten der Zeitung „La Nación“ zu stehen. Kirchner selbst hatte bei ihren Aufenthalten in Rom und bei der UNO in New York davon berichtet, per E-Mail bedroht zu werden. Nun hat der argentinische Geheimdienst eine Spur, die ins Dreiländereck zwischen Argentinien, Paraguay und Brasilien führt. Wie Zeitung „Clarín“ berichtet, stellten die Ermittler einen Computer des Verdächtigten sicher, der Kontakte mit islamistischen Gruppen im Libanon belegt und auf dem sich konkrete Anweisungen für die Drohungen gegen das Staatsoberhaupt finden. Der Tunesier, der offiziell ein Geschäft für Holzexport betreibt, hat Puerto Iguazú verlassen und ist untergetaucht. Die Fahndung läuft.
Amt für Wohnraum
Die Elendssiedlungen („villas“) sollen verwaltungsmäßig besser erfasst werden. Zu diesem Zweck kündigte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Mittwoch die Schaffung eines Staatssekretariats für Wohnraum an. An der Spitze der neuen Behörde soll der Architekt Rubén Pascolini, ein enger Gefolgsmann des einstigen Piquetero-Führers Luis D‘Elía, stehen. Die Aufgabe Pascolinis habe aber nichts mit Baumaßnahmen zu tun, so Kirchner. Sie ziele vielmehr darauf ab, die Armenviertel in die städtischen Verwaltungsstrukturen zu integrieren und die Eigentumsverhältnisse gesetzlich zu ordnen. Cristina hob hervor, dass der Staat insgesamt 2,1 Milliarden Pesos investieren werde, um die Urbanisierung der landesweit 100 Elendssiedlungen voranzubringen.
Unterstützung vom UN-Menschenrechtsrat
Argentinien bekommt im Streit mit US-Hedgefonds Rückendeckung vom Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen. In einer am Freitag verabschiedeten Resolution kritisiert das Gremium das Verhalten der Hedgefonds, die auf eine Rückzahlung argentinischer Staatsschulden bestehen. Dies verhindere, dass Regierungen ihren menschenrechtlichen Verpflichtungen nachkämen. 33 Mitglieder stimmten dafür, neun enthielten sich, fünf votierten gegen das Papier, darunter auch die USA.
Besserer Müllservice
Jeden Tag Müllabfuhr. Seit vergangenem Mittwoch gilt in der Hauptstadt eine neue Regelung, die eine Ausweitung der Abfallabholung auf alle Wochentage vorsieht. Alle sieben Müllentsorgungsunternehmen – ein staatliches und sechs private – gingen gegenüber der Stadt eine entsprechende vertragliche Verpflichtung für zehn Jahre ein. Dies ist aber nur eine Neuerung auf dem Feld der Abfallentsorgung. So wird die Fahrzeugflotte erneuert. Bis März kommenden Jahres sollen insgesamt 217 Müllfahrzeuge im Einsatz sein, die mit einem seitlichen Befrachtungssystem arbeiten. Bislang sind es 50. Auch die Container im Stadtgebiet mit einem Fassungsvermögen von je 3200 Litern sollen bis kommenden März von gegenwärtig 9305 auf 23.400 aufgestockt werden. Die Servicepflicht für die Müllentsorger wird ausgeweitet: Sie sollen künftig auch die Gehwege säubern. Die Trennung zwischen trockenem und feuchtem Müll in den Haushalten soll vorangetrieben werden. Gegenwärtig setzt die Stadtregierung noch auf Überzeugungsarbeit, damit die Bürger mitmachen. In Zukunft könnten aber auch Bußgelder zwischen 1900 und 9000 Pesos auf diejenigen zukommen, die sich nicht an der Mülltrennung beteiligen. Eine weitere Neuerung ist auch die Ankündigung, künftig auch in den Elendsvierteln („villas“) einen Müllabfuhrservice einzurichten. (AT/mc/dpa)
Meinung
Eigenartige Außenpolitik
Präsidentin Cristina Elisabet Fernández Wilhelm de Kirchner hat die deutschen Vorfahren ihrer wolgadeutschen Mutter Ofelia Wilhelm ebensowenig wie die deutschen Vorfahren ihres Gatten Néstor Kirchner gewürdigt, als ihre Regierung einen verbalen Streit mit der deutschen Regierung von Kanzlerin Angela Merkel vom Zaun brach. Es ging eigentlich um den Streit mit den sogenannten Geierfonds, das sind Finanzspekulanten, die billige argentinische Bonds zu Spottpreisen erwarben, nachdem die Verkäufer sich nicht dem Schuldenschnitt von anfangs 70 Prozent des Nominalwertes angeschlossen hatten, wie es 93,4 Prozent der Bondsinhaber 2005 und 2010 getan hatten. Dieser Streit, den der New Yorker Richter Thomas Griesa zugunsten der Geierfonds entschieden hatte, ebenso das Berufungsgericht und der Oberste US-Gerichtshof, steht nach wie vor im Mittelpunkt der argentinischen Außenpolitik.
Das konnte man den mündlichen Referaten der Präsidentin entnehmen, die sie zuerst vor der UN-Vollversammlung und danach vor dem Sicherheitsrat, dem Argentinien bis zum Jahresende angehört, vortrug, ohne wie alle anderen UNO-Mitglieder vom Blatt abzulesen. CFK spricht immer frei, höchstens mit Hilfe von Daten, die sie vom Papier abliest.
Die Präsidentin ärgerte sich darüber, dass die US-Regierung ebenso wie andere, darunter auch Deutschland, ihren Vorschlag ablehnte, eine weltweit gültige Regel einzuführen, wie sie in zahlreichen Ländern, auch im argentinischen Konkursrecht besteht, indem ein Bankrott vermieden werden kann, wenn eine gewisse Anzahl von Gläubigern einem Schuldenschnitt zustimmt, womit die Absager überstimmt werden und mitmachen müssen. Die Vereinten Nationen seien nicht das Gremium, das hierüber entscheiden müsse, sondern allenfalls der Internationale Währungsfonds, ist die vorherrschende Ansicht der einflussreichen Länder, darunter auch die USA und Deutschland. Den Währungsfonds hassen CFK und zuvor ihr Gatte wie die Pest.
Dieser außenpolitische Streit passt in das innenpolitische Motto „Geierfonds oder Vaterland“, mit dem die Regierung und ihre Anhänger derzeit hausieren gehen. Der US-Regierung von Präsident Barack Obama, der ihrer Übersetzung ins Englische aufmerksam zuhörte, warf sie die Hinrichtung des Terroristenchefs Bin Laden vor, sicherlich nach Hitler und Stalin der größte Mörder in der Geschichte, nachdem er die beiden Hochhäuser in New York zerstören ließ, wo rund 3000 Menschen umkamen. Auch die Kehrtwende der US-Politik gegenüber Iran als Folge der neuen Terroristen des sogenannten Islamischen Staats, auch Islamisches Kalifat genannt, kritisierte CFK und meinte, dass die Fotografien der Enthauptungen, die weltweit Aufsehen erregten, eventuell gefälscht seien. Trotzdem sagte CFK, dass sie auch bedroht worden sei, möglicherweise als eine Folge ihres Besuchs bei Papst Franziskus in Rom, ehe sie nach New York zur UNO reiste. Dabei bezog sie sich auf das sogenannte Verständigungsmemorandum mit Iran, das Außenminister Héctor Timerman in Iran mit der vorherigen Regierung unterzeichnet hatte, welches dann vom argentinischen Kongress gebilligt wurde, aber nicht vom Parlament Irans, womit das Regelwerk hinfällig wurde. Weltweit und auch von den Sprechern der jüdischen Gemeinden im Land wurde das Memorandum zur Aufklärung des AMIA-Terrorattentates vor zwei Jahrzehnten abgelehnt, was die Präsidentin sichtlich verärgerte.
Mit Deutschland gab es dieser Tage einen verbalen Konflikt, nachdem Finanzminister Schäuble die Lage der argentinischen Wirtschaft kritisiert hatte. Als CFK 2007 zur Präsidentin gewählt wurde, hatte sie Deutschland als ihr Musterland gerühmt. Derzeit hat Saudiarabien diese Rolle übernommen, weil Argentinien angeblich mit der erwarteten Erdölförderung in Vaca Muerta, Provinz Neuquén, die Förderung auf Hochtouren bringen wird, was freilich abzuwarten ist, weil gewaltige Auslandsinvestitionen hierfür erforderlich sind. Saudiarabien ist als Volk, das diktatorisch beherrscht wird, keinesfalls als Vorbild für Argentinien anzusehen, zumal Frauen dort aus religiösen Gründen diskriminiert werden, was gegen die Gleichheit der Geschlechter verstößt, wie sie die Regierung zu Recht vertritt.
Mit diesen und anderen Stellungnahmen in New York hat die Präsidentin sich international blamiert und Oppositionssprechern durchschlagende Argumente geliefert, um gegen die Regierung Stellung zu beziehen. Außenpolitik ist stets unzertrennlich mit der Innenpolitik verbunden.
Meinung
Angst vor UKIP lässt Cameron einknicken
Von Michael Donhauser
Ein Gespenst geht um in Großbritannien - und alle haben Angst vor dem Schwarzen Mann. Aus der Saison der großen Herbstkonferenzen der britischen Parteien - den letzten vor der Parlamentswahl im Mai - ist vor allem einer als Sieger hervorgegangen: Nigel Farage. So groß ist die Furcht bei den regierenden Tories und bei der oppositionellen Labour-Partei vor Stimmengewinnen der Euroskeptiker, dass der Anführer der rechtspopulistischen United Kingdom Independence Party (UKIP) ganz in Ruhe seine Fäden ziehen kann.
Während sich vor allem die Tories inhaltlich immer mehr an die Rechtspopulisten anbiedern, schafft es Farage nach seinem Triumph bei den zurückliegenden Europawahlen beinahe im Tagesrhythmus, einen mehr oder wenigen namhaften Tory-Poltiker auf seine Seite zu ziehen. Mit Douglas Carswell und Mark Reckless sind auch zwei gewählte Parlamentarier darunter. Carswell stellt sich am 9. Oktober für UKIP zur Wiederwahl, seine Chancen sind gut, als erster gewählter UKIP-Abgeordneter ins Parlament einzuziehen.
Die Mehrheitsverhältnisse wird das nicht wesentlich ändern, aber die Signalwirkung ist enorm. Auf den Hinterbänken der Tories herrscht sieben Monate vor der Wahl am 7. Mai pure Panik. Abgeordnete fürchten um ihre Wiederwahl. Erste Stimmen werden laut, vielleicht den Rechtspopulisten eine Koalitionsrolle anzubieten und Nigel Farage zum Vizepremier zu machen.
David Cameron musste am Mittwoch in seiner Rede auf dem Parteitag in Birmingham zugeben, die Woche vor dem Schottland-Referendum am 18. September sei die „nervenaufreibendste meines Lebens“ gewesen. Nervosität ist auch in Richtung UKIP angezeigt. Auf dem Parteitag griff er die Rechten nicht frontal an. Zuvor hatte der Premier jedoch klar gemacht: Überlaufen von den Tories zu UKIP ist „sinnlos“.
Genauso entschieden wie Cameron den Abtrünnigen aus den eigenen Reihen entgegentritt, genauso unverhohlen versucht er, am rechten Wählerrand zu fischen. Vor allem in der Europapolitik spielt Cameron ein gefährliches Spiel, wenn er eine harte Hand gegenüber Brüssel verspricht. Die Rechtssprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte ist ihm nicht strikt genug, die Finanzmarktregulierung der EU dagegen zu streng. „Mein Herz würde nicht brechen, wenn Großbritannien 2017 die EU verlässt“, sagte er am Dienstag in einem Radiointerview. Viel mehr Farage geht nicht bei den Tories.
Die Angst Camerons und seiner Leute ist nicht unbegründet. Das britische Mehrheitswahlsystem, das nur Wahlkreisabgeordnete und keine Parteilisten kennt, könnte bei der nächsten Wahl eine Situation hervorbringen, die keine klare Mehrheit zulässt. Jeder einzelne Sitz, den die Tories an UKIP verlieren, ist ein Schritt weiter in diese Richtung. Eine Aufspaltung des rechtskonservativen Lagers würde am ehesten der Labour-Partei nützen. „Wenn Sie mit Nigel Farage ins Bett gehen, könnten sie am nächsten Morgen mit Ed Miliband aufwachen“, rief Camoern deshalb wankelmütigen Tory-Wählern zu.
Doch dem als linkisch abgestempelten Labour-Parteichef wird in Großbritannien spätestens nach einem schweren Patzer auf dem Parteitag in Manchester kaum noch etwas zugetraut. Der zu dieser Zeit gewohnte Vorsprung der Opposition vor der Regierung in Umfragen ist praktisch aufgebraucht. Miliband hatte auf dem Parteitag in seiner Rede nach eigenen Angaben „vergessen“, seine Strategie im Kampf gegen das Staatsdefizit zu erwähnen. „Wer vergisst, die größte Herausforderung unseres Landes zu erwähnen, der kann nicht Premierminister dieses Landes werden“, sagte Cameron am Mittwoch genüsslich.
Um sicherzugehen, versucht es der konservative Cameron mit Klientelpolitik. Wirtschaftsförderung, Steuererleichterungen, finanziert über Einschnitte bei den Sozialleistungen. Er hofft damit das derzeit florierende Wirtschaftswachstum aufrechtzuerhalten. Der Unternehmverband CBI klatschte sogleich Applaus. „Wir begrüßen das Bekenntnis des Premierminister zu einem langfristigen Plan, für ein wirtschaftlich erfolgreiches Großbritannien.“
Meinung
Randglossen
Die Präsidentin beherrscht derzeit die politische Szene in Argentinien. Zuerst hielt sie am gleichen Tag zwei Reden in der Vollversammlung und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen und dann nach ihrer Heimkehr eine politische Brandrede vor versammelten Kabinettsmitgliedern und Anhängern, die Fahnen schwangen, skandierten und hüpften. Offenbar ist Cristina Kirchner verärgert, weil ihr die internationalen Zwiste und die Wirtschaftspleite mit Abwertungen und Inflation über den Kopf wachsen, derweil sie kräftig zur Inflation mit der von der Notenbank finanzierten Geldschöpfung zugunsten ihres Defizits beiträgt. Ihr Gatte und Vorgänger Néstor Kirchner hatte in seiner Einweihungsrede 2003 vor dem Kongress bekräftigt, dass der Haushalt und der Außenhandel Überschüsse abwerfen müssten, welch kluge Ratschläge sie offenbar vergessen hat. Mangels Anerkennung der Tatsachen, sucht sie überall Feinde in Gestalt sogenannter Korporationen, insbesondere Finanzanstalten, derweil die Bevölkerung vergebens wartet, dass wieder normale Verhältnisse einkehren.
Die politische Absicht, die die Präsidentin ihren Gegnern unterstellt, ist ein Putsch gegen sie, ein Attentat auf ihre Person inbegriffen, das sie in New York den islamischen Kalifat-Terroristen und in Buenos Aires der US-Regierung zuschob. Diese aus der Luft gegriffenen Behauptungen wurden allgemein mit Unverständnis und Kopfschütteln zur Kenntnis genommen. Neuerdings sind es nicht mehr nur die Korporationen, sondern konkret die US-Regierung, die sich kraft republikanischer Gewaltenteilung nicht um die Verhandlungen mit dem Newyorker Richter Thomas Griesa kümmert, die das angebliche Attentat auf sie verüben wollen, derweil das US-Staatsdepartement die US-Bürger in Argentinien vor der obwaltenden Unsicherheit warnt. Die täglich in den Medien, insbesondere im Fernsehen, gezeigten Verbrechen genießen keinesfalls die Gunst der Präsidentin, ohne dass sie darauf eingehen oder gar einen gnadenlosen Kampf gegen Verbrecher ankündigen würde.
Einst galten die US-Präsidentenschützer als beste Truppe der Welt. Selbstlose Profis, die sich im Ernstfall sogar einer Kugel in die Bahn werfen. Ihren Ruf verdanken sie allerdings der Tatsache, dass dieser Ernstfall seit dem Attentat auf Ronald Reagan 1981 nie eingetreten ist. In den letzten Jahren war dies allerdings eher dem Zufall zu verdanken. Anfang des Monats drang ein Mann mit einem Klappmesser ins Innere des Weißen Hauses vor. Kurz zuvor befand sich Barack Obama mit einem bewaffneten Kriminellen im selben Aufzug. Bei einem Staatsbesuch vor anderthalb Jahren waren Agenten durch Saufgelage und Orgien mit Prostituierten aufgefallen. Die Geschehnisse waren keine Einzelfälle. Sie wurden heruntergespielt oder vertuscht. Heute scheint der Secret Service seinen Ruf mehr als das Leben des Präsidenten zu schützen.
Die Queen dürfte „not amused“ gewesen sein, als sie von den respektlosen Plaudereien des britischen Premiers David Cameron gehört hat. Ihr erster Untertan hatte sich bei einem Treffen mit dem früheren New Yorker Bürgermeister Michael Bloomberg, nicht ahnend, dass die Mikrofone noch liefen, despektierlich über die Monarchin geäußert. Sie habe „gar nicht mehr aufgehört zu schnurren“, als er ihr die Nachricht vom glücklichen Ausgang des Schottland-Referendums mitgeteilt habe. Im Vergleich zu den Ausrutschern anderer Politiker ist Camerons Fauxpas fast schon liebevoll. „Die Alte ist schlimmer als der Einäugige“, hat sich Uruguays Präsident einmal über seine argentinische Amtskollegin Cristina Kirchner und deren Mann Néstor ausgelassen. Bei Cristinas nachtragendem Charakter kam das einer Kriegserklärung gleich.
Wirtschaft
ZB-Präsident Fábrega ist zurückgetreten
Der Präsident der Zentralbank, Juan Carlos Fábrega, ist am Mittwoch zurückgetreten, nachdem er knapp ein Jahr im Amt war. Dies hat wie eine Bombe am Finanzplatz eingeschlagen: die Aktienkurse gingen an der Börse von Buenos Aires am gleichen Tag um 8,2% zurück, die an das BIP gebundenen Coupons um 8,7% und die Dollarkäufe für Sparzwecke erreichten am selben Tag einen Rekordstand von u$s 72,8 Mio., mehr als noch vor kurzer Zeit in einem Monat. Fábrega galt als eine Garantie für Vernunft, und bemühte sich mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln um die Erhaltung der ZB-Reserven. Doch Wirtschaftsminister Axel Kicillof war überhaupt nicht mit ihm einverstanden, und hat schliesslich gesiegt, was am Finanzplatz sofort als Dammbruch interpretiert wurde.
Am Dienstag hat Präsidentin Cristina Kirchner in ihrer Fernsehansprache, die sie wie üblich vor einem zahlreichen Publikum hielt, wobei auch Fábrega anwesend war, die ZB beschuldigt, allerlei Manöver erlaubt oder dabei sogar mitgewirkt zu haben. Einmal wies sie darauf hin, dass einige Banken schon vorher gewusst hätten, dass die ZB am 3. September den Prozensatz der Aktiven in ausländischen Währungen auf ihr Gesamtvermöigen von 30% auf 20% senken würde, so dass sie schon vorher Dolllar zu günstigeren Bedingungen verkauft hätten. Sie erwähnte dabei konkret die Banken Patagonia, Supervielle, Macro, Mariva und Itaú. Dann beschuldigte sie die ZB allgemein interne Information an Devisenspekulanten vergeben zu haben. Und schliesslich erwähnte sie, dass die ZB 80.000 Amtsverfahren wegen Verletzung des Strafgesetzes für Devisengeschäfte seit langer Zeit nicht erledigt würden, womit sie unterschwellig die ZB beschuldigte, die angeklagten Unternehmen zu schützen. Fábrega verstand, dass die Schelte letztlich an ihn gerichtet war, und trat umgehend zurück.
Fábrega war der fünfte Präsident der ZB unter den Kirchners. Zunächst behielt Néstor Kirchner den amtienden Präsidenten, Alfonso Prat Gay, der von Präsident Duhalde ernannt worden war. Dann ernannte er Martín Redrado, der von CFK abgesetzt wurde, als er der Anweisung nicht sofort gehorchte, ZB-Reserven für Zahlung von Staatsschulden einzusetzen. Für eine kurze Zeit übernahm dann der Vizepraäsident Miguel Pesce die Leitung, bis dann Mercedes Marcó del Pont ernannt wurde, der vor einem Jahr Juan Carlos Fábrega folgte. Normalerweise sollte der ZB-Präsident Stabilität geniessen, da er laut Gesetz für eine Periode von 6 Jahren ernannt wird. Fábrega hatte in diesem Sinn die Zustimmung des Senats mit einer überwältigenden Mehrheit erhalten. Er hätte somit im Amt verbleiben können.
Néstor Kirchner hatte zusammen mit Fábrega die Schule in Santa Cruz besucht. Danach machte Fábrega Karriere bei der Banco Nación, war auch zeitweilig unter NK als Gouverneur Leiter der Filiale in jener Provinz. Er genoss somit das persönliche Vertrauen der Kirchners. Er stieg später zum stellvertretenden Geschäftsführer, dann zum Geschäftsführer und schliesslich zum Präsidenten der Bank auf. Er ist ein erfahrener Banker, ohne akademische Ausbildung, der in der Bankwelt grosses Ansehen geniesst.
Alejandro Vanoli als ZB-Präsident ernannt
Der Präsident der Nationalen Wertpapierkommission (Comisión Nacional de Valores), Alejandro Vanoli, wurde umgehend zum neuen ZB-Präsidenten ernannt. Er war vorher im Finanzsekretariat tätig gewesen und ist ausserdem Universitätsprofessor. Die Wertpapierkommission ist ein reines Kontrollamt, das keine politischen Entscheidungen trifft. Vanoli hat sich dabei den Wünschen der Regierung stets gebeugt, besonders denen des ehemaligen mächtigen Binnenhandelssekretärs Guillermo Moreno, als dieser gegen Papel Prensa S.A. vorging, die den Zeitungsverlagen Clarín und La Nación gehört. Vanoli hat sich auch an der „Fenix-Gruppe“ beteiligt, die der Wirtschaftler Aldo Ferrer inspiriert, die Schliessung der Wirtschaft, industriellen Protektionismus, strenge Devisenbewirtschaftung und allgemein einen weitgehenden Staatsinterventionismus befürwortet. Also ziemlich genau das, was Kicillof jetzt vollzieht.
Vanoli gehört nicht zur Gruppe „La Cámpora“ und auch nicht zu den Freunden von Kicillof. Er hat sich jedoch stets wie ein untergeordneter Beamter benommen, der sein Verbleiben im Amt hütet, und hat dabei versucht, im Sinne der Präsidentin zu handeln. Was bedeutet, dass er sich jetzt Kicillof unterstellt. Die ZB verliert mit ihm somit faktisch ihre Unabhängigkeit. Halten wir fest, das Kicillof für eine expansive Geldpolitik eintritt und deren negative Auswirkungen mit allerlei direkten Kontrollen verhindern will.
Wirtschaft
Richter Griesa erklärt Argentinien im Zustand der „Missachtung“
Der Richter von New York Thomas Griesa, der den argentinischen Staat bei einer Klage von Geierfonds zur vollen Zahlung verurteilt hat, die im Gleichschritt zu Zahlung an die Inhaber umgeschuldeter Staatsbonds erfolgen soll, hat am letzten Montag den Staat Argentinien zusätzlich im Zustand der „Missachtung“ (Spanisch „desacato“) erklärt, nachdem die Kläger dies gefordert hatten. Diese hatten auch die Verhängung einer Busse von u$s 50.000 täglich gefordert, was der Richter zunächst jedoch nicht verfügt hat. Es wird angenommen, dass Griesa davon ausgeht, dass Argentinien Berufung einlegen wird, und somit will er warten, bis das Urteil bestätigt wird oder nicht. In zwei Fällen, die jedoch im Wesen anders waren, wurden bisher schon Bussen in dieser Grössenordnung verhängt: Russland und Kongo.
Die praktischen Folgen der „Missachtung“ sind nicht klar. Objektiv ändert sich zunächst nichts am bestehenden Zustand, bei dem der argentinische Staat das Urteil von Griesa nicht beachtet, und mit dem neuen Gesetz über Verlegung des Zahlungsortes der umgeschuldten Bonds auf Argentinien oder Paris ein klares Signal gegeben hat, dass kein Zahlungswille besteht. Man kann davon ausgehen, dass die Rating-Agenturen (Standard & Poor’s, Moody‘s u.a.) Argentinien dabei noch schlechter benoten. Da jedoch Argentinien ohnehin keine Auslandskredite erhält, mit vereinzelten Ausnahmen in Verbindung mit Aussenhandelsgeschäften, ändert dies kaum etwas am bestehenden Zustand.
Auch wurde erwähnt, dass dies den argentinischen Anwälten (die Kanzlei Cleary, Gottlieb, Steen & Hamilton) erlaubt, von den Vertretung des argentinischen Staates zurückzutreten. Doch einmal können sie dies ohnehin tun, und dann werden sie sich angesichts der hohen Honorare, die sie kassieren, davor hüten, auf einen so guten Kunden zu verzichten. Für sie ist die Steigerung des Konfliktes ein Geschäft. Beiläufig wurde auch daran erinnert, dass diese Kanzlei vor kurzem der argentinischen Regierung empfohlen haben soll, einen totalen Default zu erklären, um dann im Januar eine neue Verhandlung von Null auf einleiten zu können. Das wurde weder bestätigt, noch dementiert. Es wird angenommen, dass etwas dran ist.
Die Regierung wies die juristische Gültigkeit der Entscheidung von Griesa zurück. Aussenminister Héctor Timerman erschien im Fernsehen, kurz vor Bekanntgabe der Entscheidung des Richters, und erklärte, dass das Zusatzurteil von Griesa die UNO-Charta, das Statut der Organisation Amerikanischer Staaten und die internationale Rechtsordnung verletze, die u.a. die Verhängung von Bussen für souveräne Staaten verböten. Weder die US-Regierung noch sonst jemand reagierte auf dies. Die Sprecher der argentinischen Regierung werden nicht ganz ernst genommen.
Am Mittwoch nahm auch die Präsidentin Stellung zum Thema, und sprach von einer grossen Verschwörung gegen Argentinien, an der die Geierfonds, die US-Regierung und auch lokale Gruppen beteiligt seien. Sie sagte, diese wollten sie absetzen und eventuell auch gegen sie persönlich ein Attentat verüben.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im September: +37,5%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, erreichten im September $ 8,72 Mrd., 37,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 9 Monaten 2014 waren es $ 854,64 Mrd., 34,6% mehr als im Vorjahr. AFIP-Direktor Ricardo Echegaray erklärte, dass die Einnahmen das Plansoll des Budgets um 3 Prozentpunkte übertreffen. Dennoch liegt die Zunahme der Einnahmen unter der der Ausgaben, die über 40% jährlich gewachsen sind. Ausserdem liegt die Inflation, die von privaten Ökonomen auf ca. 40% jährlich berechnet wird, über den Zunahme der Fiskaleinnahmen, so dass diese real zuruckgegangen sind.
Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 21,83 Mrd. +55%. Hier wirkt sich die Inflation direkt aus, die dazu führt, dass mehr Menschen erfasst werden und eine kalte Zunahme der Progression stattfindet, wobei Unternehmen auch reine Buchgewinne versteuern. Die effektive Last der Gewinnsteuer, in Prozenten auf das Einkommen von physischen Personen oder den Gewinn von Unternehmen, ist für diejenigen, die sie nicht hinterziehen, eine der höchten der Welt, auch höher als in den USA.
- MwSt: $ 29,73 Mrd. +34,5%. Dabei nahm die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 33% und die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 37,2% zu. Diese Zunahmen liegen unter der Preissteigerung und deuten auf eine reale Abnahme hin. Hier kommt die Rezession zum Ausdruck.
- Exportzölle: $ 5,85 Mrd. +12,9%. Die Zunahme ist angesichts der diesjährigen Rekordernte, vor allem bei Sojabohne, anormal niedrig. Wenn man berücksichtigt, dass diese Zölle auf Dollarwerte berechnet werden, so ergibt sich ein realer Rückgang. Die Landwirte halten mit dem Verkauf der Ernte zurück.
- Importzölle:…..$ 2,78 Mrd……+36,5%
- Schecksteuer:…..$ 6,73 Mrd……+35,5%
- Sozialabgaben:…..$ 24,73 Mrd……+32,8%
Die Einnahmen liegen hier unter der Inflation, weil die Lohnerhöhungen auch darunter lagen und ausserdem die Beschäftigung abgenommen und die Säumigkeit zugenommen hat.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,47, gegen $ 8,44 eine Woche zuvor, um 29,81% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,92 Mrd. gegen u$s 28,22 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 9,07, zum 31.03.15 bei $ 9,73 und zum 31.06.15 bei $ 10,61. Der Terminkurs per September 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 38,15%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert $ 15,60. Der Kurs für Überweisungen über staatliche Dollarbonds, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“), ging wegen der angekündigten Kontrollen bei anormal niedrigen Umsätzen leicht zurück, und schloss bei $ 14,36. CFK hatte am Dienstag darauf hingewiesen, dass in diesem Jahr die Wechselstuben und Börsengesellschaften Geschäfte dieser Art in Höhe von u$s 27,4 Mrd. durchgeführt hätten, und die Banken i.H. von ca. u$s 10 Mrd. Sie bezeichnete diese Geschäfte als illegal, obwohl sie jedoch legal sind.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 6,04%, lag dennoch 113,62 % über Ende 2013. Die Baisse trat abrupt am Mittwoch ein, als der Rücktritt von ZB-Präsident Fábrega bekannt wurde, und betrug 8,7%, womit die Kurszunahme der Vortage mit einem Schlag zunichte gemacht wurde und negativer Saldo verblieb.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,86% und notierten mit 20,00% im Plus gegen-über Ende 2013. Discount-Bonds in Peso gewannen zur Vorwoche 0,20% und lagen 25,95% im Plus gegenüber Ende 2013. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 6,19% und lagen mit 8,53% im Minus, und Global 2017 Arg. verloren 1,68% und lagen 4,35% im Minus seit Jahresende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 219,26 (Vorwoche $ 219,38) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 313,22 (Vorwoche $ 313,40).
***
Die Regierung hat am Dienstag u$s 170 Mio. für die Besitzer von Par Bonds, die der Umschuldung der Jahre 2005 und 2010 zugestimmt haben, hinterlegt. Davon gehören u$s 16 Mio.. die unter argentinischer Gerichtbarkeit fallen, und weitere u$s 154 Mio.. mit Gerichtbarkeit in New York, Europa und Japan. Darüber hinaus wurden weitere u$s 165 Mio.. für Zinszahlungen auf Auslandsschulden auf Treuhandkonten der staatlichen Banco Nación überwiesen. Das Geld steht den Gläubigern zur Verfügung, die bisher über die Bank of New York Mellon (BoNY) ihre Zinsen argentinischer Staatsbonds bezogen haben. Auf diese Weise will die Regierung das Zahlungsverbot des US-Richters Thomas Griesa umgehen. Unklar ist, wie viele Gläubiger die Verlegung des Zahlungsortes annehmen werden. Die Analysten gehen davon aus, dass sich nur sehr wenige Wertpapierinhaber zu diesen Schritten bereit erklären werden.
***
Supermarktverkäufe sind im August zu nominellen Werten um 37,9% gegenüber dem Vorjahresmonat gestiegen; in den Einkaufszentren dagegen nur um 26,3%, berichtet der Indec. Das Statistikamt verzichtete darauf diese Statistik in konstanten Werten, also in Mengen im Jahresvergleich zu veröffentlichen. Gegenüber dem Vormonat stieg der Verkauf in den Supermärkten um 6,3% in nominellen, und um 4,8% in konstanten Werten. Im Juni und im Juli waren diese Werte leicht rückgängig.
***
Nach einer vom Beratungsbüro SEL unter 150 Firmen durchgeführten Umfrage sind nur 11% bereit, kommendes Jahr mehr Personal einzustellen, während weitere 17% davon ausgehen, dass sie ihr Personalbestand verringern. Eine weitere Umfrage des Consultingbüros Mercer zeigte, dass 33% unter 165 befragten Unternehmen bereits dabei ist, Personal zu reduzieren.
***
CFK beschuldigte am Dienstag Banken, Landwirte und die Kfz-Fabrikanten, Druck auszuüben, um eine Abwertung zu erreichen, die „die Lohnzulagen von über 30%, die die Gewerkschaften bei den letzte Verhandlungen erreicht hätten, zu verwässern“. Die Landwirte sässen auf 27 Mio. Tonnen Sojabohne und Mais, die sie nicht verkauft haben, weil sie mit einer Abwertung spekulieren, wobei sie wegen des Preisrückganges, der in den letzten Monaten eingetreten sei, Geld verloren hätten. Sie bezichtigte sie dabei der „Ineffizienz“ und der „Idiotie“. Was Automobile beträfe, so wollten viele sie kaufen, aber die Fabriken hielten mit den Lieferungen zurück. Und schliesslich machten auch die Banken bei diesem „Zangenmanöver“ mit.
***
CFK kündigte auch die dritte Umschuldung für die Provinzen an, die Schulden mit dem Nationalstaat haben. Auf diese Weise hätten die Provinzen im 1. Quartal 2014 $ 2,08 Mrd. gespart, im 2. Quartal $ 1,79 Mrd. und im 3. Quartal $ 1,83 Mrd. Die Schulden sollen dann binnen 20 Jahren gezahlt werden, zu 6% jährlich und ohne die vorher bestehenden CER-Indexierung. Somit werden diese provinziellen Schulden mit der Inflation verwässert.
***
Der INDEC-Index über Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im August 2014 um 3,8% über dem gleichen Vorjahresmonat und 0,2% über Juli 2014. Die Telefonie weist eine interanuelle Zunahme von 7% aus. Der Personenverkehr nahm um 4,8% zu, was vonehmlich auf den Einsatz neuer Waggons und die Erneuerung von Schienen und Bahnstationen der Vororteisenbahnen Mitre und Sarmiento zurückzuführen ist. Bei der Sarmiento-Bahn fand eine interanuelle Zunahme der Passagiere von 520% statt und bei der Mitre-Bahn eine von 29,9%. Bei der Versorgung mit Strom, Gas und Wasser fand ein interanueller Rückgang von 0,6% statt.
***
Das Projekt über den Haushalt für 2015, das die Regierung der Stadt Buenos Aires im Stadtparlament eingebracht hat, sieht Gesamteinnahmen von $ 83,70 Mrd vor, und laufende Ausgaben von $ 72,8 Mrd, so dass $ 10,9 Mrd für Investitionen verbleiben. Die Inflation wird auf 28% veranschlagt (Vergleich der Jahresdurchschnitte) und der durchschnittliche Wechselkurs auf $ 12,5. Für Investitionen sind insgesamt $ 13,3 Mrd. vorgesehen, 9,5% mehr als 2014, von denen $ 2,4 Mrd. durch Aufnahme neuer Schulden finanziert werden. Für neue Waggons der U-Bahnlinien B, D und H sind $ 1,59 Mrd. vorgesehen. $ 300 Mio. sind für neue Metrobus-Strecken bestimmt. Für Müllbehandlung sind $ 1,06 Mrd. vorgesehen, und für Investitionen zur Verhinderung von Überschwemmungen $ 990 Mio, davon $ 335 Mio. für den unterirdischen Vega-Fluss im Stadtteil Belgrano.
***
Der Index der Industrieproduktion des Indec, genannt EMI („Estimador mensual industrial“), lag im August um 2,9% unterhalb des gleichen Vorjahresmonats. Private Quellen gehen von einem weitaus stärkeren Rückgang aus. FIEL stuft den Rückgang mit 9,7% ein, Orlando J. Ferreres berechnet ein Minus von 6,1%. Laut Indec lag die Industrieproduktion in 8 Monaten 2014 um 2,8% unter dem Vorjahr.
***
Die Bautätigkeit verzeichnete im August einen innerjährlichen Rückgang von 2,6% und von 2,3% während den ersten acht Monaten. Mit Ausnahme der „Erdölbedingten Baumassnahmen“ wurden bei den weiteren Kategorien wie der Wohnungsbau oder die Infrastrukturmassnahmen starke Rückfälle beobachtet. Die Zahl der bei der Bauindustrie gemeldeten Arbeitern lag zum Juli nach Zahlen des Ieric bei 338.738 Personen, 9000 weniger als noch im Vorjahresmonat.
***
Der erste Vizepremierminister Russlands Arkady Dvorkovic, ein Vertrauter von Vladimir Putin, weitere russische Regierungsbeamte sowie Unternehmer aus dem Erdölsektor, darunter von der Gazprombank und ENEX, sind in die Provinz Neuquén gereist, um auf einem der 77 Gebiete in Vaca Muerta und im Rahmen einer joint venture mit der Provinz durch ihre eigene Gesellschaft GyP zu investieren. Nach dem neuen, zu verabschiedenden Gesetz zur Förderung von Kohlewasserstoffe, erhält GyP die Befugnis, Verträge über 10% bis 20% der Lagerbestände auszuhandeln, ohne eigenes Kapital investieren zu müssen. Der Gouverneuer von Neuquén, Jorge Sapag, hofft auf Verträge über u$s 6 Mrd. für 2015. Sollte das Treffen mit den Russen erfolgreich zum Abschluss kommen, könnte sich die Investionssumme um u$s 2 bis u$s 3 Mrd. erhöhen. Für das laufende Jahr beläuft sich die Investitionshöhe auf über u$s 5 Mrd.
***
Die Regierung hat Ende der Vorwoche die Bedingungen für die zweite Etappe des Kreditprogrammes Pro.Cre.Autos bekanntgegeben, die bis zum 10. Januar 2015 dauert, bei denen Preiserhöhungen von 4,8% bis 7,5% (je nach Modell) zugelassen werden. Am Programm beteiligen sich Ford, Peugeot-Citroen, Renault, Toyota und VW, während FIAT, General Motors und Honda nicht mitmachen. In der ersten Etappe schloss das Programm 42 Modelle ein, in der zweiten sind es nur 24. Die Bedingungen des Plans werden beibehalten: 60% Monatsraten, bei Finanzierung von bis zu 90% des Preises, der $ 120.000 nicht übersteigen darf, zu einem Zinssatz von 17% für Kunden der Banco Nación und 19% für andere.
***
Ende der Vorwoche wurde Luis Etchevehere als Präsident des traditionellen Landwirtschaftsverbandes „Sociedad Rural Argentina“ wiedergewählt. Im Jahr 2016 wird die SRA 150 Jahre alt. Die SRA hat wesentlich dazu beigetragen, die englischen Rinderrassen (Shorthorn, Hereford, Aberdeen Angus u.a.) in Argentinien einzuführen, die viel produktiver als die Rinder sind, die damals im Land bestanden, die aus denen stammten, die die Spanier seinerzeit mitgebracht hatten, die sich dann frei vermehrt hatten. Ebenfalls hat der Verband den technologischen Fortschritt der Landwirtschaft auf anderen Gebieten gefördert.
***
Die französische Regierung hat AFIP-Direktor in Paris die Daten über 3.900 Konten der Bank HSBC Private in der Schweiz übergeben, die Personen gehören, die in Argentinien wohnhaft sind, diese Konten jedoch bei ihren Steurerklärungen nicht angegeben haben. Nur 125 Konten bei jener Bank wurden angegeben. Die Liste wird nicht veröffentlicht. Etchegaray erklärte, dass 900 der Konten auf Argentiner entfallen, die im Ausland wohnhaft sind. Die Inhaber von nicht angegebenen Konten werden zunächst aufgefordert, ihre Steuererklärungen zu berichtigen und den entsprechenden Betrag an Gewinnsteur zu zahlen, was per Internet geschehen soll.
***
Der stets gut informierte Journalist Marcelo Bonelli berichtet in der Zeitung „Clarín“ (26.9.14), dass die Regierung der Vereinigten Staaten die US-Unternehmen, die Tochterfirmen in Argentinien haben, vor weiteren Angriffen der argentinischen Regierung gewarnt habe. Die US-Regierung hat Information in diesem Sinn erhalten. U.a. könnte dabei das neue Versorgungsgesetz in bestimmten Fällen angewendet werden. Angeblich will CFK auf diese Weise Repressalien vollziehen, weil sie über das Griesa-Urteil und die passive Haltung der US-Regierung in dieser Sache verärgert ist.
***
US-Richter Thomtas Griesa hat am Freitag der Vorwoche entschieden, dass die Citibank die am 30. September fälligen Zinsen argentinischer Staatsbonds zahlen darf, die der argentinischen Gerichtsbarkeit unterstellt sind. Das Urteil gilt jedoch nur für diesen Fall. Für die Citibank ist dies eine Erleichterung, da Wirtschaftsminister Kicillof sie bedroht hatte, ihr die Genehmigung zu entziehen, als Bank in Argentinien tätig zu sein, wenn sie sich nicht an die argentinische Gesetzgebung halte.
***
Argentiniens Gesamtschuld (öffentlich wie privat) zum zweiten Quartal 2014 nahm um u$s 6,61 Mrd. zu, auf insgesamt u$s 147,8 Mrd. Davon entfielen auf den öffentlichen Sektor u$s 77,26 Mrd. mit einer Zunahme um 8% oder u$s 5,77 Mrd. Addierte man zu diesem Betrag auch die inländische Staatsschuld (besonders die mit dem CER-Index berichtigten Pesobonds), gelangt man auf eine Öffentliche Gesamtschuld i.H. von u$s 250 Mrd.. Die Auslandsschulden des nicht finanziellen privaten Sektors erreichten u$s 67,6 Mrd., mit einer Zunahme um 1% (u$s 591 Mio.), während die Schulden des Finanzsektors (ohne Zentralbank) bei u$s 2,96 Mrd. lagen (+ u$s 273 Mio.).
***
Die Zahl der ungedeckten Schecks lag im August um 67,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, und der Gesamtwert dieser Schecks nahm um 147,3% zu. Der durchschnittliche Wert dieser Schecks betrug $ 19.000, was zeigt, dass das Problem im Wesen kleinere Unternehmen betrifft. Die ungedeckten Schecks machten im August 4,4% der beim Clearing verrechneten Schecks aus, gegen unter 2% als normale Zahl. In acht Monaten 2014 lag die Zahl der ungedeckten Schecks um 22,4% und der Wert um 63% über dem Vorjahr. August weist somit einen Sprung auf.
***
Die EU hat am Freitag der Vorwoche die Reglementierung bekanntgegeben, die Argentinien erlaubt, sich am zollfreien Importkontingent von 48.200 Tonnen Rindfleisch zu beteiligen, benannt Quote 481. Es handelt sich um Fleisch von Rindern, die mindestens 100 Tage in Feedlots gemästet wurden. Das Gesamtkontingent wird in vier Teilen von je 12.050 Tonnen pro Quartal vergeben. Die Gesamtquote wird ausgeschrieben, wobei Argentinien mit den USA, Kanada, Australien, Neuseeland und Uruguay konkurriert. Diese Quote kommt jetzt zur Hilton-Quote hinzu, die für Argentinien 28.000 Jato beträgt, wobei sie jedoch in den letzten Jahren wegen offizieller Schlamperei nicht ganz erfüllt wurde. Bei diesen Importen liegt der Preis etwa drei Mal so hoch wie bei normalen Rindfleischexporten nach der EU, die mit einem beweglichen Zoll belastet sind, der in der Praxis über 100% liegt. Auch bei der Quote 481 wird der Preis höher sein, aber wahrscheinlich nicht den Stand der Hilton-Quote erreichen.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat vom Provinzparlament eine Erhöhung der Immobiliensteuer um 30% gefordert. 2013 wurde diese Steuer nicht erhöht, nachdem der Kongress eine Erhöhung von 18% abgelehnt hat. Der Betrag der provinziellen Steuer auf Immobilien bleibt auch bei einer Zunahme von 30% hinter der Inflation zurück, und noch mehr wenn man ihn auf 2012 bezieht, dem letzten Jahr, in dem er erhöht wurde. Die Gemeinden haben jedoch im Vorjahr Zunahmen dieser Steuer (die als Gebühr für bestimmte Dienste verkleidet ist) von 25% verfügt. Immobilien werden meistens ebenfalls von der nationalen Steuer auf persönliche Güter erfasst, was die gesamte Steuerbelastung (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) sehr hoch macht, und besonders in Krisenzeiten, wie jetzt, Zahlungsprobleme schafft.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Volkswagen baut den neuen Jetta künftig auch in Brasilien. Damit solle der derzeit aus Mexiko laufende Import des Modells nach Brasilien komplettiert werden, teilte «VW do Brasil» mit. Die Produktionslinie für den «Novo Jetta» soll im ersten Halbjahr 2015 im Werk Anchieta in São Bernardo do Campo bei São Paulo in Betrieb gehen und eine Jahreskapazität von bis zu 18 000 Fahrzeugen haben. Der Präsident von VW do Brasil, Thomas Schmall, sprach von einem Vertrauensbeweis in den Standort Brasilien und einer wichtigen Etappe im Prozess, die Präsenz weltweiter VW-Modelle und Technologien in Brasilien zu ermöglichen. (dpa)
***
In Brasilen treten zwei Präsidentschaftskandidaten, Marina Silva (Sozialistin), und Neves (Sozialdemokrat) für eine Umwandlung des Mercosur von einer Zollunion in eine Freihandelszone ein. In der Tat hat ihnen die argentinische Regierung unter den Kirchners gute Argumente dafür gegeben, da die direkten Importrestriktionen auch für Lieferungen aus Brasilien angewendet werden. Brasilien würde bei einer Freihandeslzone die Möglichkeit erhalten, auch mit der EU u.a. Ländern Freihandelsabkommen abzuschliessen, was durch die Präsenz Argentiniens im Mercosur verhindert wird.
***
Brasilien erwartet für 2015 eine Sojaproduktion von 90 bis 96 Mio. Tonnen, gegen 86,12 Mio. 2014, erklärte Landwirtschaftsminister Neri Geller. Er wies darauf hin, dass die günstigen Regenfälle die Bedingungen für die Aussaat im Zentrum und Nordwesten verbe-ssert hätten. Der brasilianische Verband der Speiseölindustrie schätzte die Sojabohnenernte für 2015 auf 91 Mio. t, und das US-Landwirtschaftsdepartement USDA gelangt auf 94 Mio. t.
***
Die USA und Brasilien haben ihren Handelsstreit über US-Subventionen für Baumwollproduzenten beigelegt. Sie unterzeichneten eine Vereinbarung, durch die die bereits seit über einem Jahrzehnt laufende Auseinandersetzung erfolgreich beendet wurde. Die USA-Regierung erklärte sich bereit, die Laufzeiten für strittige Kreditgarantien anzupassen und bis Ende des Monats u$s 300 Mio zu zahlen, um Schäden von brasilianischen Baumwollzüchtern zu kompensieren. Brasilien hatte 2002 in dem Streit die Welthandelsorganisation (WHO) angerufen. Die WHO gestand Brasilien 2009 zu, handelsrelevante „Vergeltungsmaßnahmen“ im Umfang von bis zu u$s 829 Mio. gegen die USA umzusetzen. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Minera Alumbrera
Yacimiento Mineros Aguas de Dionisio und Minera Alumbrera wollen gemeinsam ein Kupfer und Goldprojekt in Bajo El Durazno, in der Provinz Catamarca durchführen. Dafür wurden schon u$s 60 Mio. bereitgestellt.
Inalpa
Dieses Unternehmen hat in Pavón Arriba, Santa Fe, ein Weissblechwerk eingeweiht. Die Gesamtinvestitionen beliefen sich auf $ 29 Mio., die Hälfte davon aus Bicentenario-Krediten zu günstigen Konditionen. Inalpa wird in diesem Werk die Blechdosen für ihre eigene Konserven erzeugen, die ins Inland und in den Export gehen.
HSBC
Diese britische Bank investiert u$s 20 Mio um ihr Filialennetz in Argentinien zu modernisieren.
Axion Energy Argentina
Dieser Erdölkonzern, der aus der Übernahme der lokalen Esso (Filiale von Standard Oil) im Jahr 2012 entstammt, dessen Eigentümer Bridas, von der Familie Bulgheroni, und der chinesische Konzern Cnooc sind, erhielt von der französischen Credit Agricole und der Deutschen Bank einen Kredit über u$s 73 Mio., der für die Teilfinanzierung eines Investitionsprogrammes von u$s 100 Mio. bestimmt ist. Die Mittel werden zur Finanzierung von Erweiterungen in der Raffinerie bei Campana eingesetzt. Axion erhöht somit seine Kapazität für Erzeugung von Dieselöl um 60% und von Benzin um 59%. Ausserdem sollen die 530 Tankstellen modernisiert, und dazu noch 160 weitere eingerichtet werden, von denen die erste in einigen Monaten auf der Avenida LIbertador Ecke Salguero gebaut wird. Nach und nach werden alle Tankstellen von Esso in Axion Energy umgetauft. Als Kreditversicherer tritt die französische Coface auf, die nach der Einigung über die Zahlung der argentinischen Schulden mit dem Pariser Klub wieder Kredite politisch versichert. Der Kredit beläuft sich auf sieben Jahre, mit einem Jahr Karenzfrist, und soll halbjährlich amortisiert werden.
YPF
Miguel Galuccio, Vorsitzender dieses Erdölkonzerns, unterschrieb Absichtserklärungen mit den Präsidenten von Pemex aus Mexiko und Petronas aus Malaysia, um einen Kooperationsrahmen für den Austausch von technischen Kenntnissen und „best practices“ zu bilden. Diese Absichtserklärung soll den Rahmen für weitere Kooperationen im Bereich der Tiefgewässer, des offshore Erdöls und der nicht konventionellen Vorkommen von Erdöl und Gas bilden.
Agrofina
Der landwirtschaftliche Konzern „Los Grobo“, kontrolliert von Gustavo Grobocopatel, hat einen Investitionsplan von $ 200 Mio. auf vier Jahre in seiner Tochtergesellschaft Agrofina bekanntgegeben, die sich mit Chemikalien für die Landwirtschaft befasst, mit Fabrik in Zárate, Provinz Buenos Aires. Agrofina hat schon 192 registrierte Produkte und arbeitet an der Entwicklung weiterer 40. Der Geschäftsführer von „Los Grobo“, Horacio Busanello, erklärte, 85% des Umsatzes des Konzerns entfalle gegenwärtig auf Lagerungsdienste, Trading und Verkauf von Produkten für die Landwirtschaft. Das Unternehmen bearbeite nur noch 40.000 ha, statt der 120.000 ha, die es vor einigen Jahren erreicht hatte.
Pan American Energy
PAE, kontrolliert von British Petroelum und der lokalen Familie Bulgheroni, ist das zweitgrösste Erdölunternehmen des Landes, nach YPF. Die Firma investiert dieses Jahr insgesamt u$s 1,5 Mrd., was u.a. fünf neue Bohranlagen umfasst, die mit moderner Technologie ausgestattet sind und von einem Arbeiter statt bisher fünf betrieben werden kann. PAE konzentriert sich auf die traditionelle Erdölförderung und hat in ihrem grössten Lager, Cerro Dragón in Chubut, wo 320 Bohrungen in Betrieb sind, die Produktion stark erhöht. Bis Mai erzeugte das Lager 17.800 cbm pro Tag. Danach haben Gewerkschaftsaktivisten grosse Zerstörungen vorgenommen und später einen Streik organisiert, weswegen die Produktion 2013 um 20% auf 14.000 cbm täglich zurückging. 2014 waren es dann ca. 15.000 cbm und 2015 sollen es 16.000 cbm sein. Das bedeutet, dass der Schaden dauerhaft war. Die Regierung, sowohl die nationale wie die provinzielle, haben sich kaum gekümmert, um die Aktivisten bei ihrem verbrecherischem Vorgehen zu verhindern.
Andreani
Diese Logistikgruppe, die Postdienste betreibt, besonders für Warenlieferungen, beendete in der Gemeinde Tigre die erste Bauphase einer Logistikplattform, die der Lagerung von Gütern und Leichtindustrien dienen soll. Die Gesamtkosten beliefen sich auf ca. $ 100 Mio.
Deutsche Bahn
Deutsche Bahn bietet unter www.dbbahn.com.ar eine neue Onlineplattform an. Über diese Internetseite können Bahnfahrkarten der Deutschen Bahn, sowie Pässe von German Rail, Eurail, Flughafentickets und weitere Bahnfahrkarten zum amtlichen Kurs und mit Kreditkarte gekauft werden. Kunden, die bis zum 7. Dezember 2014 einen German Rail Pass für 7 oder 10 Tage mit Gültigkeit bis 31. Januar 2015 kaufen, erhalten eine Ermäsigung um 25% auf dem Gesamtpreis, einen geschenkten VisitBerlin Pass für die Attraktionen der Hauptstadt, eine Ermässigung um 20% auf dem Touristenbus, 25% Ermässigung auf dem Ausflug „Berlin aus dem Wasser“ sowie 25% Ermässigung auf dem Late Night Besuch des Fernsehturmes am Alexanderplatz.
Wirtschaftsübersicht
Die offiziell verleugnete Rezession beschleunigt sich
Die argentinische Wirtschaft ist in eine Rezession geraten, nachdem sie ab 2011 zunächst ein schwaches Wachstum aufwies und schliesslich 2014 negative BIP-Zahlen zeigt. Die Regierung verleugnet dies zwar, und geht für ganz 2014 immer noch von einem BIP-Wachstum von 0,5% aus. Das ursprünglich als Grundlage des Budgets für 2014 vorgesehene BIP-Wachstum betrug 6,2%, was von vorne herein eine Phantasie war. Ebenfalls hat das Statistische Amt (INDEC) jetzt bekanntgegeben, dass die Wirtschaftsleistung im zweiten Quartal 2014 laut EMAE-Index (der eine grobe Schätzung des BIP ist) ein interanuelles Nullwachstum verzeichnet, mit -0,5% im April, -0,2% im Mai und +0,7% im Juni. Eigenartig dieser Juni-Sprung! Dabei wurde das Ergebnis des ersten Quartals von minus 0,2% auf plus 0,3% angehoben. Für Juli wurde dann eine interanuelle Nullveränderung bekanntgegeben, was auch nicht stimmt. Man kann eventuell davon ausgehen, dass hier die Erweiterung des staatlichen Bereiches, mit mehr Angestellten und real erhöhten Ausgaben, der ausschlaggebende Faktor war, da die Staatsausgaben einfach zum BIP addiert werden, auch wenn sie überhöht oder sinnlos sind. Das ist jedoch eine Täuschung. Ausserdem genügt es nicht, um das positive Ergebnis zü erklären.
Private Ökonomen, die sich mit dem Thema befassen, haben für 2014 zunächst ein Minus von 1,5% bis 2% vorwegegenommen. Indessen deuten die verschiedenen Daten über die Wirtschaftsentwicklung, und vor allem die negativen Aussichten für das letze Quartal 2014, darauf hin, dass das BIP für das ganz Jahr um gut 3% unter 2013 liegen dürfte, bei abnehmender Tendenz im Laufe des Jahres, was ein düsteres Bild auf 2015 wirft. Wenn man den staatlichen Bereich ausschliesst, der auch 2014, wie in den Vorjahren, eine „unproduktive“ Zunahme aufweist, dann ergibt sich für den privaten Bereich für dieses Jahr eine BIP-Abnahme von 5% oder mehr. Der Staat macht, in seinen verschiedenen Stufen, gesamthaft über 40% des BIP aus.
Die Zahlen, die nach und nach über einzelne Bereiche der Wirtschaft bekanntgegeben werden, sind zunehmend negativ. Die Industrieproduktion und die Einzelhandelsumsätze fallen immer stärker; hinzu kommt der sinkende Brennstoffkonsum, der rückläufige Personenverkehr, die geringere Bautätigkeit, zunehmende Entlassungen und eine gestiegene Arbeitslosigkeit, und schlechte Zahlen in vielen Bereichen der Landwirtschaft, angefangen mit Kernobst und Oliven. Alles weist in diese Richtung, die die Unternehmer ohnehin direkt in Erfahrung bringen. Nicht zuletzt kommt noch der betonte Rückgang des Preises von Sojabohne und Mais auf dem Weltmarkt hinzu, der in den letzten Monaten betont eingetreten ist und die Deviseneinnahmen spürbar verringert und das Zahlungsbilanzproblem noch akuter macht.
Wie die Regierung die Konjunktur interpretiert
Die Regierung hat eine eigenartige Vorstellung über dieses Phänomen. Einmal wird die Rezession als solche verharmlost. Die Regierungssprecher weisen auch darauf hin, dass eine wirksame antizyklische Politik betrieben werde, mit Krediten zu günstigen Bedingungen für den Kauf von Automobilen und dauerhaften Konsumgütern. Man braucht sich somit keine Sorgen zu machen... Doch andererseits wird die Rezession schamhaft zugegeben, aber durch das Vorgehen der konzentrierten Gruppen, die miese Stimmung, die die grossen Medien (der Clarín-Konzern, die Zeitung „La Nación“ u.a.) verbreiten, und schliesslich durch die schwache Weltkonjunktur, und besonders die Stagnation der brasilianischen Wirtschaft, erklärt. Und nicht zuletzt wird die Rezession auf die Geierfonds zurückgeführt, die Argentinien ersticken. Also, sie wollen nicht einfach kassieren, sondern es liegt ihnen daran, das Land zu schädigen, um dann irgendwelche krumme Geschäfte machen zu können. Diese ausgefallene These hat CFK mehrmals wiederholt. Von den wirklichen Rezessionsfaktoren, kein Wort.
Wenn man das Rezessionsphänomen nicht versteht, kann man es auch nicht überwinden. Die Wirtschaftswelt empfindet dies sehr deutlich und ist entsetzt. Denn das verheisst eine Vertiefung und Verlängerung der Rezession und ein besonders kritisches Jahr 2015. Die grundsätzliche Ursache der gegenwärtigen Rezession besteht in der Zahlungsbilanzkrise, die dieses Mal hätte vermieden werden können, wenn die Regierung sich rechtzeitig und vernünftig um das ungelöste Problem der Staatsschuld gekümmert hätte, statt es unter den Teppich zu fegen. Bei so günstigen Austauschverhältnissen, wie sie in den letzten Jahren eingetreten sind, die mit Rekordernten (die dank moderner Technologie noch viel höher hätten sein können) voll genutzt werden können, und bei einem flüssigen internationalen Finanzmarkt, mit niedrigen Zinsen, und mit Unternehmen, die Anlagemöglichkeiten suchen, die Argentinien gewiss bietet, sollte keine Zahlungsbilanzkrise eintreten. Im Gegenteil: es sollte ein Überschuss bestehen, mit dem man fertig werden müsste.
Die monetäre Politik wirkt rezessiv
Die Reserven drohen zu Ende zu gehen, und dann ist eine Kursexplosion mit einer Megakrise unvermeidlich. Argentinien hat dies mehrmals erlebt, und das ist allgemein bekannt, was dazu führt, dass sich Unternehmer u.a. sich nach dem Motto verhalten, „den letzten beissen die Hunde“, was die Entwicklung beschleunigt. Die ZB begegnet dieser Gefahr, seit Juan Carlos Fábrega als Präsident angetreten ist, mit einer betont kontraktiven monetären Politik, dank der die Geldmenge, begriffen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) in 12 Monaten zum 19. September 2014 nur um 17% zunimmt, nachdem es bis vor kurzem noch über 20% gewesen waren, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Sichtdepositen um 24%. Die ZB neutralisiert den grössten Teil der Expansion, die durch die Zuwendungen an das Schatzamt entstehen, durch Unter-bringung von Wechseln (Lebac und Nobac) bei den Banken. Dabei wurden die Zinsen stark erhöht, was eine allgemeine Breitenwirkung hat. Doch das führt dazu, dass die Kreditkapazität der Banken eingeschränkt wird. Ohnehin nehmen die gesamten Bankdepositen nur noch zu einer Jahresrate von 21% zu; aber die gesamten Kredite steigen gleichzeitig nur um 19 %. Bei einer Inflation, die für die gleiche Periode auf ca. 40% geschätzt wird, bedeutet dies, dass ein starker realer Rückgang stattgefunden hat.
Die ZB hat bisher die klassischen Instrumente verwendet, um einem Reservenkollaps zu begegnen. Wie weit dies jetzt beibehalten wird, ist durch den Rücktritt von Fábrega in Frage gestellt worden. Der neue ZB-Präsident, Alejandro Vanoli, wird sich voraussichtlich den Weisungen von Wirtschaftsminister Kicillof fügen, der für monetäre Expansion als Mittel der Erhaltung der Nachfrage eintritt. Das bedeutet in der Praxis, dass weniger ZB-Wechsel (Lebac und Nobac) untergebracht werden, und somit die hohen Zuwendungen an das Schatzamt, die bis Jahresende $ 100 Mrd. zusätzlich übersteigen, monetär nicht neutralisiert werden. Bei dieser Politik dürfte die ZB auch die Zinsen für ihre Wechsel senken, und die Banken angewiesen werden, mehr Kredite zu niedrigen Zinsen für bestimmte Zwecke zu erteilen. Doch die hohe Geldschöpfung, die sich dabei ergibt, würde die ohnehin untragbar hohe Inflation noch mehr anheizen, was rezessiv wirkt und mehr soziale Konflikte verheisst. Auch Kicillof dürfte dies begreifen, und müsste somit versuchen damit fertig zu werden. Die Umstände erlauben ihm einfach nicht, sein hyperkeynesianisches Konzept durchzusetzen.
Was schliesslich das Gleichgewicht der Zahlungbilanz herbeiführt, ist die Rezession, die sich überproportional auf die Nachfrage importierter Güter auswirkt. Genau das hat CFK stets als liberales Rezept verpönt und geschworen, dass sie nie zu diesem greifen wird. Doch jetzt steht sie vor der Alternative, eine begrenzte Rezession bewusst hinzunehmen, oder auf eine wilde Inflation hinzusteuern, mit einer Kursexplosion und einer Megarezession. Frage: ist sie sich dessen bewusst?
Hinzu kommt noch die direkte Importrestriktion. Solange es sich dabei um Konsumgüter handelt, die auch im Land erzeugt werden, sollte dies die lokalen Fabrikanten begünstigen, auch wenn dies mit Preiserhöhungen verbunden ist. Aber der grösste Teil des Importes entfällt auf Rohstoffe und Teile für die lokale Fabrikation. Ein in Argentinien erzeugtes Fahrzeug besteht zu etwa zwei Dritteln (bezogen auf den Fabrikpreis) aus importierten Teilen. Die Fabriken brauchen mindestens u$s 200 Mio monatlich für diese Importe, um einen beschränkten Produktionsrhythmus aufrecht zu erhalten. Aber ihnen wird etwa die Hälfte davon gegeben. Sie müssen somit die Produktion weiter stark einschränken, und das tun viele Firmen schon, indem sie bei den weniger rentablen Modellen anfangen, was diejenigen betrifft, die im neuen Kreditplan Pro.Cre.Autos eingeschlossen sind. Bei Computern u.a. Produkten, die grundsätzlich auf Elektronik aufgebaut sind, die in Feuerland zusammengesetzt werden, ist der Anteil importierter Teile noch höher als bei Kfz. Auch hier wurden die Importe stark beschränkt, was direkt zu einer Produktionsverringerung führt. Wie die Gesamtkontingente auf die einzelnen Unternehmen aufgeteilt werden, sowohl bei Kfz, wie bei elektronischen Produkten, wurde bisher nicht erklärt. Doch für eine Regierung, die prinzipiell willkürlich vorgeht, stellt dies kein Problem dar. Freunde werden auf alle Fälle besser behandelt. Ebenfalls erhalten diejenigen ihre Importgenehmigungen leichter, die gleichzeitig für einen ungefähr entsprechenden Wert exportieren oder ein Programm der lokalen Fabrikation importierter Produkte eingeleitet haben. Aber die meisten können eben nicht exportieren, und haben auch nicht die Möglichkeit einer Importsubstitution durch lokale Fabrikation.
In vielen anderen Fällen fehlen Produkte, was zu Mangelerscheinungen führt, die sich auf die lokale Produktion auswirken. Im Fall der Automobile fehlen allgemein Ersatzteile, so dass die Reparaturwerkstätten in ihre Tätigkeit gehemmt werden. Und viele Automobile stehen zunächst still. Besonders schlimm liegt der Fall bei Produkten, die für die Gesundheitsbetreuung unerlässlich sind. In der Praxis ist es eben sehr schwierig, dieses Importsystem zu verwalten, so dass zunehmend Probleme auftreten. Die Importeure schulden ihren Lieferanten schon über u$s 5 Mrd. und sind immer weniger bereit, Importe weiter zu finanzieren. Das stellt eine zusätzliche Hemmung dar, die sich meistens auf die lokale Fabrikation überträgt.
Die Explosion des Schwarzkurses hat Folgen
Das Rezessionsproblem wird noch durch die aus den Fugen geratenen Staatsausgaben verschärft. Trotz brutaler Erhöhung der Steuerlast, von traditionell 28% bis 30% des BIP auf 37% bis 40%, fehlen dem Staat Mittel. Der Fehlbetrag erreicht schon gut 3% des BIP, und die Tendenz deutet für ganz 2014 auf über 5% hin. Dies heizt die Geldemission an und führt zu zusätzlicher Devisennachfrage, was u.a. auch zum Sprung des schwarzen Wechselkurses geführt hat. Dass dieser bis zu 90% über dem legalen liegt, heizt die Nachfrage nach Devisen auf dem offiziellen Markt an, sowohl für Auslandsreisen wie für Sparzwecke. Es ist ein Widersinn, dass lokale Fabrikanten sich bei ihren Importen gelegentlich gezwungen sehen, sich die Devisen auf dem freien Markt zu verschaffen, der über Staatsbonds zustande kommt und somit legal ist, bei dem der Kurs auch weit über dem offiziellen liegt, während Auslandsreisende und lokale Sparer offizielle Dollar erhalten. Allein für Hortung wurden bisher Dollarkäufe für insgesamt u$s 1,7 Mrd. zugestanden, was gewiss keine Kleinigkeit ist. Bei den Unternehmen wirkt sich dieser höhere Wechselkurs direkt auf die Kosten aus, die dann auf die Preise abgewälzt werden und einen weiteren Inflationsfaktor darstellen. Wenn schon extreme Devisenbewirtschaftung, dann zumindest rationell.
Allgemein wirkt die hohe Diskrepanz der freien Kurse zum offiziellen auch negativ auf die Zahlungsbilanz, weil dies Überfakturierungen bei Importen und Unterfakturierungen bei Exporten fördert. Das Zollamt ist ohnehin bei der Kontrolle der Aussenhandelspreise überfordert, wobei auch hier eine Korruption besteht, die falsche Erklärungen erleichtert. Bei der bestehenden Kursdifferenz können sehr hohe Schmiergelder verkraftet werden. Und schliesslich meinen viele Landwirte, die ihre Sojabohne zu einem Kurs von netto $ 5,50 pro Dollar verkaufen sollen, dass ein Kurs, der fast drei Mal so hoch wie dieser ist, auch für sie einen besseren Kurs in Aussicht stellt, so dass sie mit dem Verkauf warten, was sie dank der Technologie der Lagerung in Kunststoffschläuchen ohne weiteres tun können. Der Schwarzkurs mag sich auf ein geringes Volumen beziehen und illegal sein, wie es die Regierungsprecher betonen, aber er wirkt sich direkt auf das Verhalten der Gesellschaft aus und treibt die Inflation noch mehr in die Höhe.
Diese verfahrene Lage vertieft die Rezession. Das wissen so ungefähr alle, die sich berufsmässig mit Wirtschaftsanalysen befassen. Gewiss, diejenigen, die von der Regierung abhängen, weil sie Beamte sind oder sonst Geld erhalten, oder von dieser bedroht werden, schweigen oder geben recht absurde Erklärungen über das Geschehen. Das gehört jedoch in das Gebiet der Politik. Doch auch in der Regierung wissen ZB-Präsident Fábrega und seine Leute, und auch viele andere, um was es geht. Das Land benötigt zahlungsbilanzmässig Kredite oder Kapitalzuflüsse, die die Zahlung der Schulden und den negativen Saldo der Leistungsbilanz ausgleichen. Nur wenn dies der Fall ist, kann auch intern eine vernünftige Konjunkturpolitik erfolgreich sein, die die Wirtschaft wieder wachsen lässt. Kein Land der Welt könnte es sich erlauben, seine Schulden zu zahlen ohne zumindest den grössten Teil durch neue Schulden zu ersetzen. Man stelle sich nur vor, was in den USA unter diesen Umständen geschehen würde.
Die Überwindung dieser kritischen Lage setzt voraus, dass es ab Januar 2015 zu einer Einigung mit den Holdouts kommt, sowohl denjenigen, die den jüngsten Prozess gewonnen haben, wie den verbleibenden, und dabei auch die Konflikte beim ICSID durch Verhandlung und Kompromisse überwunden werden. Gleichzeitig muss dann erreicht werden, dass die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank Kredite an Argentinien vergeben und so bald wie möglich auszahlen, dass auch Banken wieder Kapitalgütgerlieferungen mit weichen Krediten finanzieren, und dass auch Kapital ins Land kommt, angefangen mit den Erdölunternehmen, die an „Vaca Muerta“ interessiert sind. All dies wäre viel einfacher, wenn der Internationale Währungsfonds mitmachen würde, mit einem Standby-Abkommen. Gleichzeitig muss jedoch intern die Inflation gedrückt werden, was mit einem Abbau der überhöhten Staatsausgaben beginnt. Dies sollte jedoch der einfachste Punkt einer Überwindung der Krise sein.
Die Frage, die sich die Wirtschaftswelt jetzt stellt, ist dreifach: einmal, ob die Regierung, besonders CFK und Kicillof, das Problem überhaupt begreift, oder ob diejenigen, die die Entscheidungen treffen, effektiv an den Stuss glauben, den sie verzapfen; dann, ob die Regierung bereit ist, so zu handeln, wie es die genannten Umstände erfordern, was politisch nicht einfach ist; und schliesslich, ob diese Regierung überhaupt in der Lage ist, bei dieser Kehrtwende um 180 Grad erfolgreich zu sein, nachdem sie überhaupt nicht glaubhaft ist. CFK und verschiedene Regierungsprecher sorgen in letzter Zeit intensiv dafür, die Möglichkeit einer Lösung immer schwieriger zu machen, was den Pessimismus schürt und die Rezession vertieft.